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An den 
Präsidenten des Landtags  

Nordrhein-Westfalen 
Herr André Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 

40211 Düsseldorf 

 

 

 

Sitzung des Integrationsausschusses am 29.04.2026 

 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

 

für die o. g. Ausschusssitzung bin ich um einen schriftlichen Bericht zum 

Thema „Zugriff auf Anwesenheitssysteme der 

Unterbringungseinrichtungen des Landes“ gebeten worden. 

 

Dieser Bitte komme ich hiermit gerne nach und übersende zur 

Information der Mitglieder des Ausschusses den beigefügten Bericht. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Verena Schäffer 
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Bericht der Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, 

Gleichstellung, Flucht und Integration 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

„Zugriff auf Anwesenheitssysteme der Unterbringungseinrichtungen des 

Landes“ 

Sitzung des Integrationsausschusses am 29. April 2026 

 

Das MKJFGF hat im Rahmen des umfangreichen Maßnahmenpakets „Sicherheit, 

Migration, Prävention“ den Zentralen Ausländerbehörden Zugriff auf die 

Anwesenheitssysteme der Sicherheits-/ und Betreuungsdienstleister ermöglicht, um 

Abwesenheiten von vollziehbar Ausreisepflichtigen besser erkennen zu können und 

ggf. weitere Maßnahmen einzuleiten, um eine Rückführung bzw. Überstellung zu 

ermöglichen.   

 

Auf Grundlage der Leistungsbeschreibungen „Sicherheitsdienstleistungen in Zentralen 

Unterbringungseinrichtungen (ZUE) und Erstaufnahmeeinrichtungen (EAE) für 

Flüchtlinge“ sowie auf Grundlage des Erlasses vom 27.08.2024 (Bereitstellung von 

Zugangsdaten zu Anwesenheitssystemen der Unterbringungseinrichtungen des 

Landes)  wurden die Bezirksregierungen deshalb gebeten, durch geeignete 

Maßnahmen sicherzustellen, dass die Zugangsdaten für die elektronischen 

Anwesenheitssysteme in allen Unterbringungseinrichtungen des Landes durch die 

jeweils zuständigen Sicherheitsdienstleister für das MKJFGFI und die Zentralen 

Ausländerbehörden bereitgestellt werden.  

Daten zu An- und Abwesenheiten gehören zu den Daten, deren Verarbeitung gemäß 

§ 3 Absatz 1 Landesdatenschutzgesetz NRW zur Erfüllung der Aufgaben der 

Bezirksregierung, sowohl zum Betrieb der Aufnahmeeinrichtungen nach § 44 Absatz 

1 Asylgesetz wie auch zur Abwicklung der Leistungen nach dem 

Asylbewerberleistungsgesetz, erforderlich ist. Die Dienstleister erheben die 

Anwesenheitsdaten für die zuständige Bezirksregierung als Betreiberin der Einrichtung 

und Leistungsbehörde.  

 

Mit Erlass vom 27.08.2024 wurde unter Ziffer 3. des Erlasses geregelt, dass die 
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Bezirksregierungen die An- und Abwesenheitsdaten aus den Systemen an die ZABen 

übermittelt. Die Übermittlung der rechtmäßig erhobenen Daten durch die 

Bezirksregierungen basiert auf § 8 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 AsylG. Diese Vorschrift erlaubt die 

Übermittlung der Daten auch zur Ausführung des Aufenthaltsgesetzes an die damit 

betrauten öffentlichen Stellen, soweit dies zur Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit 

liegenden Aufgaben erforderlich ist. Die Organisation und Durchführung der 

Rückführung ist eine Aufgabe nach dem AufenthG (§ 58 AufenthG), für die die 

Ausländerbehörden gemäß § 71 AufenthG zuständig sind. 

Die Rückführung aus den Landeseinrichtungen ist den ZABen nach § 15 Abs. 3 

ZustAVO NRW übertragen. 

Die An- und Abwesenheiten werden in jeder Unterbringungseinrichtung in Nordrhein-

Westfalen elektronisch erfasst. Die elektronische Erfassung erfolgt über die Systeme 

der Sicherheitsdienstleister, die die Daten an die Systeme des Landes und damit auch 

an das Fachverfahren der Zentralen Ausländerbehörden automatisiert übermitteln. 

Die Übertragung der Daten erfolgt in weniger als fünf Minuten. 

Für diesen automatisierten Datenaustausch zwischen den Systemen der 

Sicherheitsdienstleistern und den Landesfachverfahren führte das Land zum 

10.12.2025 eine landesweite Standardschnittstelle ein, deren Funktionalität seither 

sukzessive erweitertet wird, zum Beispiel um erfasste Daten besser auswerten zu 

können. Von 50 Landeseinrichtungen wurden 48 Landeseinrichtungen erfolgreich an 

die Standardschnittstelle angebunden. Die Anbindung der zwei fehlenden 

Einrichtungen, der ZUE Schleiden und der EAE Köln, erfolgt noch im April.  

Die Zentralen Ausländerbehörden überprüfen An- und Abwesenheitsdaten in den 

Unterbringungseinrichtungen grundsätzlich nicht fortlaufend, sondern anlassbezogen. 

In der Regel erfolgt eine Abfrage der entsprechenden Daten im Vorfeld konkret 

geplanter Rückführungs- oder Überstellungsmaßnahmen, um die Erreichbarkeit und 

den Aufenthaltsstatus der betroffenen Personen sicherzustellen. 

In Einzelfällen, insbesondere bei hinreichenden Anhaltspunkten für ein mögliches 

Untertauchen, werden die An- und Abwesenheitsdaten in engeren zeitlichen 

Abständen überprüft werden. Dies dient der Veranlassung weiterer Maßnahmen wie 

die Ausschreibung zur Fahndung oder – sofern die rechtlichen Voraussetzungen 

vorliegen – der Beantragung von Abschiebungshaft, bzw. der benötigten Feststellung 
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des Flüchtigseins nach Art. 29 Abs. 2 S. 2 Verordnung (EU) Nr. 604/2013 zur 

Verlängerung der Überstellungsfrist.  

Die Zahlen der gescheiterten Rückführungen haben sich wie folgt seit 2024 bis heute 

wie folgt entwickelt: In 2024 konnten von den insgesamt 2854 Fluganmeldungen rund 

48 % erfolgreich durchgeführt werden. In 2025 konnten von den 8715 erfolgten 

Fluganmeldungen rund 47 % erfolgreich und in 2026 (Stand: 20.02.2026) konnten 

bislang von den 1222 erfolgten Fluganmeldungen rund 47% erfolgreich durchgeführt 

werden.   

 

Zu der Frage wie sich die Anzahl der Verlängerungen von Überstellungsfristen auf 18 

Monaten seit August 2024 erhöht hat liegt keine Statistik vor.  

NRW hat sein Rückkehrmanagement kontinuierlich durch gezielte Maßnahmen 

verbessert. Aus keinem Land finden mehr Rückführungen statt. Trotz aller 

Bemühungen und Prozessoptimierungen scheitert eine nicht unerhebliche Anzahl an 

Rückführungsmaßnahmen/ Überstellungen sowohl im Vorfeld als auch während der 

entsprechenden Maßnahme aus ganz unterschiedlichen Gründen. Hierzu zählen u. 

a. gesundheitliche Probleme des Ausreisepflichtigen, das Nichtantreffen der 

ausreisepflichtigen Person oder auch eine zwischenzeitlich erfolgte freiwillige 

Ausreise der rückzuführenden Personen. In manchen Fällen können auch mehrere 

Sachverhalte einer Rückführung entgegenstehen. Eine isolierte Betrachtung des 

Einflusses des Zugriffs der ZABen auf die elektronischen Anwesenheitssysteme der 

Unterbringungseinrichtungen auf die Erfolgsquote von Rückführungen und 

Überstellungen ist daher nicht zielführend.  

 

Einige Gründe liegen außerhalb der Einflusssphäre des MKJFGFI. Insbesondere bleibt 

der Bund weiterhin gefordert, mit relevanten Zielstaaten stabile und praxiswirksame 

Migrationsabkommen zu erreichen, um die Rücknahmebereitschaft zu steigern und 

die Rahmenbedingungen für tatsächliche Rückführungen zu verbessern. Denn ein 

wesentliches Hindernis bei Rückführungen bleibt in vielen Fällen die fehlende 

Kooperationsbereitschaft von Herkunftsländern bei der Rückübernahme ihrer 

Staatsangehörigen. Eine Vielzahl von Ausreisepflichtigen kann nicht abgeschoben 

werden, u.a. weil sich die Herkunftsländer bei der Durchführung von 

Rückführungsmaßnahmen unkooperativ zeigen. Hier ist der Bund gefordert, sich für 
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eine Verbesserung der Rahmenbedingungen einzusetzen und verlässliche Strukturen 

für die operative Umsetzung zu schaffen. 
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